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Im Fokus

Bayern – in bisher einmaliger Weise – zum Berufsbeamtentum und dessen Aufgabenumfang bekannt. 
Hier die wichtigsten Aussagen:

-

-

-

-

-

Beamtentum ist Standort-

vorteil und Stabilitätsfaktor für 

Gesellschaft und Staat

-

Tarif- und Beamtenbereich. Beide Beschäf-

tigtengruppen ergänzen sich und sorgen 

für die Unternehmen einen positiven Stand-

ortfaktor und für die Bürgerinnen und Bür-

ger ein Stück Lebensqualität darstellt. Es 

verbietet sich daher, den Arbeitnehmer- und 

den Beamtenstatus gegeneinander auszu-

spielen. Die Entscheidung, welche Aufgaben 

durch Beamtinnen und Beamte zu erfüllen 

sind, hat die verfassungsrechtliche Vorgabe 

zu beachten, wo-

nach die Ausübung ho-

heitsrechtlicher Befugnisse 

in der Regel Beamtinnen und Be-

amten zu übertragen ist (Art. 33 Abs. 4 GG); 

in Bayern schreibt zudem die Bayerische 

Verfassung  ausdrücklich die grundsätzliche 

Verbeamtung von Lehrerinnen und Lehrern 

vor (Art. 133 Abs. 2 BV). Diese Funktions-

vorbehalte begründen in Verbindung mit Art. 

33 Abs. 5 Grundgesetz das Berufsbeamten-

tum als institutionelle Garantie. Sie sind kein 

Selbstzweck, sondern dienen dem Interesse 

der Bürgerinnen und Bürger und des Ge-

meinwohls in einem demokratisch verfass-

ten Staat. 

Das Berufsbeamtentum umfasst des-

Dienstbereitschaft und ein Streikverbot für 

Beamtinnen und Beamte: Beamtinnen und  

und nicht Partikularinteressen. Der Beam-

tenstatus gewährleistet, dass die notwendi-

gen staatlichen Leistungen zuverlässig zur 

Verfügung gestellt werden.

Verbeamtung

von Lehrern verfassungs-

rechtlich verankert

Im Lehrerbereich zeigt sich dies sehr 

plastisch: Hier gilt es, besonders im Bil-

durch eine möglichst lückenlose Unter-

richtsversorgung zu realisieren. Anders als 

-

maßnahmen hier nicht primär den Tarifpart-

ner. Wenn angestellte Lehrerinnen und Leh-

rer streiken (wie in Berlin, Rheinland-Pfalz 

und anderen Ländern bereits der Fall), sind 

Leidtragende vielmehr die Schülerinnen und 

Schüler und ihre Eltern.

setzt eine lückenlose Unter-

richtsversorgung voraus 

Streikfreie Schulen sind – auch familien-

ein Kostenvergleich, bezogen auf Lehrerin-

nen und Lehrer als einer Hauptgruppe der 

für den Staat. Aufbauend auf früheren Un-

tersuchungen wurden für den Schulbereich 

eine typische Lehrerin an einer Volkschule 

und ein Rektor an einer Volksschule jeweils 

im Beamten- und im Arbeitnehmerverhältnis 

verglichen. Auch unter Einbeziehung der Ver-

sorgungsausgaben sind die Aufwendungen 

des Staates in beiden Fällen bei der Beschäf-

tigung im Angestelltenverhältnis höher als im 

Beamtenverhältnis (Lehrerin: + 6,7 %; Rektor: 

+ 5,5 %). Außerdem ist bei einer Gesamtbe-

trachtung zu beachten, dass die gesetzliche 

Rentenversicherung auch auf Bundeszu-

schüsse angewiesen ist und damit zu einem 

Viertel der Renteneinnahmen im Jahr 2011 

-

richt 2012 auf Bundeszuschüsse, das waren 

immerhin knapp 65 Mrd. Euro (25,25 % der 

Einnahmen der gesetzlichen Rentenversi-

cherung). Nicht nur wegen der verfassungs-

rechtlichen Vorgaben, sondern auch aus 

Kostengründen und gesellschaftspolitischen 

Gründen sind in Bayern die Lehrerinnen und 

Lehrer deshalb zu Recht grundsätzlich im 

Beamtenstatus beschäftigt. Der Freistaat 

-

-

-

zu

nach die

heitsrechtlich

in der Regel Beamt

AG
Dö


